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Die Woche im Arbeitsrecht

// Im Blickpunkth

Mit den Risiken von Schadensersatz und Entsch�digung wegen Diskriminierung und den M�glichkeiten, diese zu versi-

chern, besch�ftigen sich Mohr/Grimminger in ihrem Beitrag. Sie stellen dabei Analyse und Auswahl der richtigen Versiche-

rung dar. Vogel/Neufeld besprechen die aktuelle Rechtsprechung des BAG zur K�ndigung und zu Verg�tungsanspr�chen

bei Betriebs�bergang.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Alexander Bissels, RA,

FAArbR, CMS Hasche Sigle,

K�ln

Tarifvertr�ge gem�ß § 3 BetrVG
und Betriebs�nderung

Gerade in Unternehmen mit Filialorganisation

werden oftmals durch Tarifvertr�ge gem�ß

§ 3 BetrVG abweichende Betriebsstrukturen

geschaffen, z.B. durch Regionalbetriebsr�te.

Sie dienen der B�ndelung der Arbeitnehmer-

interessen und stellen eine umfassende Re-

pr�sentation der Mitarbeiter in den Filialen si-

cher, erleichtern aber nat�rlich auch das „mit-

bestimmungsrechtliche Alltagsgesch�ft“.

Von der Rechtsprechung war bislang unge-

kl�rt, wie sich die Bildung gr�ßerer Einheiten

auf die betrieblichen Beteiligungsrechte in

wirtschaftlichen Angelegenheiten (Interes-

senausgleich/Sozialplan) auswirkt. Das ArbG

K�ln (Beschluss vom27.11.2007–6BV278/07)

hat im Rahmen von § 98 ArbGG nach Schlie-

ßung einer Filiale entschieden, dass es bei der

Frage, ob eine Betriebs�nderung vorliegt und

die relevanten Schwellenwerte des § 17KSchG

�berschritten sind, auf den gesamten Betrieb

ankommt. Inzwischen hat das LAG K�ln die

hiergegen gerichtete Beschwerde zur�ckge-

wiesen.

Soweit ersichtlich, sind dies die ersten Ent-

scheidungen, die sich mit dieser Frage ausei-

nandersetzen.Unternehmenmitentsprechen-

der Betriebsstruktur bieten sich somit erleich-

terte M�glichkeiten, ohne Interessenausgleich

undSozialplan Personal abzubauen, z.B. durch

die Schließung einzelner Filialen, solange der

Schwellenwert des § 17 KSchG in der Betriebs-

organisationnicht insgesamt�berschritten ist.

Darauf ist insbesondere zu achten, wenn der

Betriebsrat – wie in der Praxis regelm�ßig –

VerhandlungenbeiSchließungenverlangt.

Entscheidungen
BVerfG: Kapitalzahlung aus einer

Direktlebensversicherung – gesetzliche

Krankenversicherung

Direktversicherungen sind meist eine Form der

betrieblichen Altersversorgung. Nach der Recht-

sprechung des BSozG zu der bis zum 31.12.2003

g�ltigen Rechtslage unterlag nur der fortw�hren-

de Versorgungsbezug aus einer Direktversiche-

rung uneingeschr�nkt der Beitragspflicht in der

gesetzlichen Krankenversicherung. Durch das Ge-

setz zur Modernisierung der gesetzlichen Kran-

kenversicherung vom 14.11. 2003 sind die maß-

geblichen Bestimmungen zum 1.1.2004 ge�ndert

worden. Danach unterliegt die als Kapitalleistung

erbrachte Direktversicherung nunmehr uneinge-

schr�nkt der Beitragspflicht in der gesetzlichen

Krankenversicherung, auch wenn eine einmalige

Kapitalzahlung von Anfang an oder vor Eintritt

des Versicherungsfalls vereinbart wurde.
(Quelle: PM BVerfG vom 16.5.2008)

BVerfG: Verfassungsm�ßigkeit der

Halbanrechnung f�r Bestandsrentner

Arbeitnehmer des �ffentlichen Dienstes erhalten

auf Grund von Versorgungs-Tarifvertr�gen eine

Zusatzversorgungsrente. Dem System der Zusatz-

versorgung der Versorgungsanstalt lag bis zum

31.12.2000 das Gesamtversorgungsprinzip zu-

grunde. In seiner „Halbanrechnungsentschei-

dung“ vom 22.3.2000 hat das BVerfG in der Halb-

anrechnung derartiger Vordienstzeiten bei voller

Ber�cksichtigung der gesetzlichen Rente einen

VerstoßgegendenGleichheitssatz gesehen. In der

Folgezeit wurde das Gesamtversorgungssystem

zum31.12.2000geschlossenunddurcheinVersor-

gungspunktemodell ersetzt. Der BGH kamzu dem

Ergebnis, dass die Anwendung des Halbanrech-

nungsgrundsatzes bei der Berechnung der Versor-

gungsrente f�r solche Versicherte, die bis zum

31.12.2000 versorgungsberechtigt geworden sei-

en, nicht gegen denGleichheitssatz verstoße. Dies

istnachdemBVerfGnichtzubeanstanden.
(Quelle: PM BVerfG vom 15.5.2008)

BAG: Angemessenheit der Ausbildungs-

verg�tung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

19.2.2008 – 9 AZR 1091/06 – wie folgt: Der Tr�-

ger der Ausbildung hat Sch�lern nach § 12

Abs. 1 KrPflG eine angemessene Ausbildungsver-

g�tung zu gew�hren. Allein die Tatsache, dass

der Ausbildungstr�ger im Krankenhausbereich

nur �ber beschr�nkte finanzielle Mittel in Form

eines ihm zugewiesenen Budgets verf�gt, recht-

fertigt keine Befreiung von der Pflicht, eine ange-

messene Ausbildungsverg�tung zu gew�hren.

Der regul�re Ausbildungsmarkt darf durch derar-

tige Ausnahmen nicht verf�lscht werden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1169-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Keine Arbeitszeitgutschrift bei

unzul�ssiger Arbeitsleistung w�hrend

Rufbereitschaft

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

13.12.2007 – 6 AZR 197/07 – wie folgt: Wird ein

Arbeitnehmer der DB Netz AG w�hrend der Ruf-

bereitschaft zur Arbeitsleistung herangezogen

und besteht infolgedessen f�r ihn ein Besch�fti-

gungsverbot nach § 5 ArbZG w�hrend der im Vo-

raus geplanten Arbeitszeit, hat er keinen An-

spruch auf Gutschrift der ausgefallenen Zeit auf

seinem gem�ß § 5 AZTV-S gef�hrten Arbeitszeit-

konto. Ein solcher Anspruch ergibt sich weder

aus § 9 Abs. 5 und Abs. 8 AZTV-S noch aus ge-

setzlichen Bestimmungen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1169-2

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Mitarbeiterbeteiligung – Rentenanpassung

Die Ausdehnung der Mitarbeiterbeteiligung soll

laut Bundesregierung zum 1.1.2009 realisiert wer-

den. Nach der Einigung einer Koalitionsarbeits-

gruppe auf ein Konzept geht sie von keiner unmit-

telbaren Wirkung auf die H�he der Rentenanpas-

sung aus, da die Mitarbeiterkapitalbeteiligung

nicht �ber eine Entgeltumwandlung erfolgen soll.

(Quelle: PM Bundestag vom 14.5.2008)

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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